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Krisen sind außergewöhnliche Zeiten, 
weil sie wie Schlaglichter Verdrängtes 
und Verschämtes offenbaren. Eine Ge-
sellschaft verlangt es dann nach Zusam-
menhalt; aber je länger eine Krise dauert, 
umso loser wird er. Das erleben wir in der 
Corona-Krise. Die erste Welle brachte Re-
korde des Niederringens der Ansteckun-
gen in Österreich; das peinliche Versagen 
von Ischgl war warnendes Beispiel genug. 
Aber jetzt – in der zweiten Welle – funk-
tioniert die gemeinschaftliche Selbstdis-
ziplinierung nicht länger. Vom stolzen 
Organisator der “first mover“ im Frühjahr 
stürmte Österreich nun auf die Spitze der 
Infektionsraten in Europa zu. Zu viele sa-
hen für sich selbst zu große Ausnahmen 
von den allgemeinen Regeln gegeben und 
die Regierung sah zu. Härtere Maßnah-
men müssen jetzt her und sie werden ein-
gesetzt. Der Ausgang ist offen. Man wäre 
schon mit einem Platz im Mittelmaß zu-
frieden, damit wenigstens Weihnachten 
nicht ganz ins Wasser fällt und ein wenig 
von der Skisaison übrig bleibt.

Die Corona-Krise offenbart eine Macht-
frage, die nicht mit den üblichen Vor-
stellungen zu verwechseln ist, wie in 
Politik, Wirtschaft oder sozialen Medi-
en um Macht gekämpft wird. Dort muss 
man sich gegen andere durchsetzen und 
zwar auf deren Kosten; deren Ohnmacht 
ist dann die Garantie der eigenen Macht. 
In dieser Logik bedeutet Krise bloß einen 
Ausnahmezustand, in dem die führenden 
Machthaber harte Entscheidungen fällen 
müssen, die die wenigen zu Opfern ma-
chen, aber die große Allgemeinheit aus 
der Krise bringen. Die Corona-Krise zeigt 
jedoch, dass das so nicht funktioniert.

In ihr sitzen alle im selben Boot. Niemand 
hat einen Vorteil davon, wenn andere 

Sars-Cov-2 bekommen, im Gegenteil. Bei 
der allabendlichen Verkündigung der Kur-
ve im Fernsehen, wie viele Intensivbetten 
jetzt schon wieder mehr belegt sind, be-
schleicht uns das mulmige Gefühl, dass 
da kein Platz mehr sein könnte, wenn 
das Virus eine/einen selbst oder die eige-
nen Angehörigen so bitter hart erwischen 
sollte. Des einen Ohnmacht ist jetzt der 
anderen Ohnmacht, und Krisengewinner 
gibt es nicht, selbst die Verschwörungs-
theoretiker nicht. Die werden bloß lauter.
Krisen sind nun einmal nicht von der 
Spitze weg mit dem starken Führer zu 
bewältigen. Alle Autokraten und Möchte-
Gern-Autokraten weltweit haben in der 
Pandemie versagt, von Trump bis Erdo-
gan, von der polnischen PIS bis Orban, 
und auch China tat monatelang nichts, 
ehe es nur mehr mit rigoroser Gewalt 
auf die Bremse treten konnte. In Krisen 
wie jetzt müssen alle und jede*r einzel-
ne zugleich und zusammen in den Blick 
genommen werden und von sich her zu-
sammenkommen. Jeder Gegensatz zwi-
schen ihnen verbietet sich, weil es sonst 
noch schlimmer wird.

Das ist die Machtfrage, vor der wir heute 
stehen, und sie hat eine religiöse Herkunft. 
Ein französischer Theoretiker, Michel Fou-
cault, hat sie Pastoralmacht genannt und 
darauf hingewiesen, dass sie die Kirche 
nach der Antike entwickelt hat. „Omnes 
et singulatim – alle insgesamt und jedes 
Individuum ebenfalls“ beschreibt er das. 
Der Hirte, so sagt schon das Evangelium, 
kann es sich nicht leisten, dem verlorenen 
Schaf nicht nachzugehen. Aber ebenso 
wenig kann der Hirte es sich leisten, des-
halb die Herde zu verlieren. Beides zu-
gleich muss möglich sein, was aber der 
Hirte nicht mit Macht durchsetzen kann, 
sondern nur, wenn er sich selbst relati-
viert. Es kommt auf die Schafe an; sie zei-
gen, ob und wie sehr er versagt.

Nach der Analyse von Foucault hat sich 
diese Pastoralmacht in der Gouvernemen-
talität des modernen Staates verdichtet. 
Jetzt in der Corona-Krise bekommen wir 
das „live“ mit. Der Staat wird die härte-

ren Anti-Infektionsmaßnahmen weder flä-
chendeckend kontrollieren noch durch-
setzen können. Er ist darauf angewiesen, 
dass irgendwie alle auf ihre jeweilige 
Weise mitziehen, also alle sich so diszip-
linieren, dass möglichst niemand verloren 
geht. Der moderne Staat hat also Pasto-
ralmacht, weil er direkt von der Voraus-
setzung einer Akzeptanz der Bevölkerung 
lebt, die er selbst nicht garantieren kann. 
In einer Krise wie jetzt muss er darum rin-
gen und daran kann er scheitern.

Pastoralmacht wird auch von der Kirche 
beansprucht, aber sie hat sie nicht mehr. 
Es ist zu viel geschehen, was einen ge-
genteiligen Willen zur Macht belegt, wie 
sexueller Missbrauch durch Priester und 
dessen Vertuschen bis in höchste Krei-
se des Vatikan (siehe McCarrick-Report), 
Finanzskandale und protzende Bischöfe, 
Heuchelei über Homosexualität im Klerus 
und über eine Sexualmoral, die noch nicht 
einmal mehr ihre Fassade halten kann. Es 
wird lange dauern, ehe die Kirche wieder 
zur Pastoralmacht fähig sein wird. Es ist 
daher nicht verwunderlich, dass sie der-
zeit auch an die Seitenlinie verbannt ist. 
Sie kann nur bei dem mitmachen, was der 
Staat vorgibt. Weder kann sie ureigene 
traditionelle Antworten verlautbaren wie 
„Corona ist eine Strafe Gottes“ noch kann 
sie den Vorgaben für rigide beschränk-
te Gottesdienste widerstehen. Das erste 
wäre für sie verheerend und das zweite 
eine Illusion. Auch ein Hang zu Sonderin-
teressen verbietet sich. Brüstete sich noch 
in der ersten Welle ein deutscher Bischof, 
er würde an Ostern natürlich auch Mund-
kommunion reichen, so tut das jetzt auf 
Weihnachten hin niemand mehr. Sollte 
sich das ändern, müsste man als gläubiger 
Katholik am Ende noch für Gottesdienst-
verbote dankbar sein.

Der Staat hat dagegen noch die Macht 
einer Fürsorge, die mit Disziplinierun-
gen einhergeht, welche sich allein durch 
Selbstdisziplinierungen vollenden. Für 
den Gebrauch dieser Macht gilt, zugleich 
das Wohl sowohl des einzelnen Bürgers 
wie der Gemeinschaft zu verfolgen. Es 

„Niemand ist verzichtbar, 
alle zählen“
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verbietet sich, bloß auf das Glück der 
größtmöglichen Zahl hin zu agieren, für 
das dann Opfer unter weniger Glückli-
chen in Kauf genommen werden – also 
jene Strategie, die ursprünglich die Re-
gierungen in Großbritannien und Schwe-
den verfolgt hatten und die damit kra-
chend gescheitert sind. Nun verfeuert das 
nur noch die Synapsen der angeblichen 
Querdenker im Rausch der Besserwisse-
rei. Bei der Pastoralmacht verbietet sich 
dieses Kalkül. Die soziale Distanz wird 
den Bewohner*innen aller europäischen 
Staaten verordnet, weil das zum Wohl 
aller Menschen wie jedes Einzelnen ist. 
„Niemand ist verzichtbar, alle zählen“, 
hat Angela Merkel das in ihrer TV-Anspra-
che während der ersten Corona-Welle 
genannt. Wenn die so staatlich erbete-
ne Selbstdisziplinierung nicht genügend 
greift, werden als Plan B Ausgangssperren 
eingerichtet und durchgesetzt.

Auffällig ist, dass das zunächst in kulturell 
stark vom Katholizismus geprägten Staa-
ten geschah und jetzt wieder geschieht 
– Spanien und Belgien, Italien und Frank-
reich, Polen und nun auch wieder Ös-
terreich. Mehrheitlich protestantisch ge-
prägte Gesellschaften halten länger mit 
der Selbstdisziplinierung durch. Es sei 
dahingestellt, ob man hier mehr einen 
katholischen Hang zum Autoritären oder 

die Chuzpe des Katholischen vermuten 
muss, Moral- und Ordnungsansagen zu-
nächst einmal immer mit Schlupflöchern 
zu entgehen. Jedenfalls dürfen alle um 
Pastoralmacht ringende Staaten sich und 
anderen keinen Gegensatz zwischen All-
gemeinwohl und Spezialwohl der Einzel-
nen mehr erlauben, sonst wird es schlim-
mer. Wer mit Sinn und Verstand will dem 
Widerstand leisten? 

Das kommt der katholischen Kirche sogar 
entgegen, obwohl viele befürchten, sie 
könne sich als wenig systemrelevant er-
wiesen haben. Das ist nicht das Problem, 
sondern was ihr jetzt möglich wird. Jetzt 
lösen sich die Restbestände einer Vorstel-
lung auf, die es für lange Zeit verhinder-
te, dass sie sich auf eine allgemeine Krise 
in der Gesellschaft überhaupt einstellen 
kann. Man hielt katholisch die eigene 
Sonderwelt lange für das, was das Allge-
meinwohl nötig hat, um sich gut weiter zu 
entwickeln. Kein Allgemeinwohl konnte 
daher das Katholische relativieren, weil 
das in ihm schließlich geborgen wird. 
Dem ist aber nun nicht mehr so und die-
ser Relativierung muss man auch als gläu-
biger Katholik ins Auge sehen. Sie wird 
nicht aufhören mit der Pandemie und mit 
einem Rückbau staatlicher Pastoralmacht 
vergehen, sollte der überhaupt stattfinden. 
Niemand wird künftig in Staat und Gesell-

schaft reumütig wieder Gottesdienste als 
öffentliche Daseinsvorsorge empfehlen, 
mehr Feiertage und Sonntagsruhen dafür 
einrichten.

Das ist eine Zumutung, die zunächst de-
mütigend wirkt, aber dann, wenn positiv 
aufgegriffen, zur Ermutigung wird. Das, 
was jetzt zugemutet wird, ist der unableit-
bare und meistens überaus überraschen-
de Lebensraum des individuellen Men-
schen, der nicht einfach so mit anderen 
geteilt werden kann und der sich nicht 
ohne große Komplexität in größere Ganze 
einstellen lässt. Das Wohl des einzelnen 
Menschen ist kein Gegensatz zum dem, 
was allen guttut. Aber es ist komplex, die-
sen Gegensatz zu überwinden. Das kann 
nicht mit Sonderinteressen gekapert, über 
Allgemeinempfehlung ruhiggestellt oder 
unter Gemeinschaftsidealen rubriziert 
werden. Gleichwohl kann dieser Lebens-
raum respektiert werden, wenn man be-
reit ist, sich den Gegensatz zu versagen 
und Wechselseitigkeit walten zu lassen. 
Die säkulare Pastoralmacht macht gera-
de vor, wie es geht – „niemand ist ver-
zichtbar, alle zählen“ ist Ausdruck eines 
Glaubens an die Fähigkeit zur Selbstrela-
tivierung beim einzelnen Menschen. Sie 
ist vorhanden und stärker als jede Selbst-
verabsolutierung aller. In diesem Glauben 
liegt die wahre Hoffnung in dieser Krise.
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